
Bundessozialgericht

6 RKa 16/63 I m

Verkündet am

14. Juli 1965

N a m e n d e s V o l k e s

In dem Rechtsstreit

Klägers und Revisionsklägers,

gegen

Beklagte und Revisionsbeklagte‚

hat der 6° Senat des Bundessozialgerichts auf die

‚mündliche Verhandlung vom 14° Juli 1965 durch

Senatspräsident Prof° Dr„ B o g 5
als Vorsitzenden,

die Bundesrichter Dr. L a n g k e i t

und ' ' Dr. K a i s e r sowie

die Bundessozialrichter Dr„ L u k o w s k y
und ‘ Dr° S e t t g a s t

als ehrenamtliche Beisitzer,

für Recht erkannt:

Das Urteil des Hessischen Landessozialgcrichts vom

4„ September 1963 wird aufgehoben„

Der Rechtsstreit wird zu neuer Verhandlung und Ent—

scheidung an das Landessozialgericht zurückverwicscn°

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


Der Kläger gehört als Kassenarzt der beklagten Kassenärzt—

lichen Vercinigung (KÄV) an, Diese hatte mit Wirkung vom
1, Oktober 1956 ”Grundsätze der Honorarverteilung" be—

schlossen, die für bestimmte Leistungen und von bestimmten

Honorarhöhen an eine Honorarbegrenzung durch Anwendung

eines "Begrenzungamaßstabs" vorsahen° Auf Grund dieser

Honorarbegrenzung erhielt der Kläger für das zweite Viertel—

jahr 1957 (11/1957) statt der angeforderten 10,425,70

”Preugo—Mark" nur 9,576,—— "Preugo—Mark",

Der Widerspruch des Klägers wurde vom Vorstand der beklagten

KÄV mit der Begründung zurückgewiesen, die v0m Kläger bean—

standete Honorarbegrenzung beruhe auf autonomer Rechts—
SGtzung der gewählten Abgeordneten (Bescheid vom 12, Fe—

bruar 1958, dem Kläger mitgeteilt durch Schreiben des Vor—
standsvorsitzenden vom 19° Februar 1958)°

Mit der Klage vor dem Sozialgericht (SG) machte der Kläger
geltend, daß die Honorarstaffelung und die in ihr liegende

Honorarbegrenzung gegen @ 368 f der Reichsversioherungs—

ordnung (EVO) verstoßeo

Er beantragte,

1° den Abrechnungsbescheid 11/1957 der Beklagten inso—

weit aufzuheben, als durch ihn dem Kläger von den für

11/1957 abgerechneten Leistungen 847,30 Prüark ge—
strichen worden sind,

2° die Beklagte zu verurteilen, an den Kläger zusätzlich

zu den für 11/1957 geleisteten Zahlungen 847,30 PrMark

zu der für 11/1957 maßgebenden Quote zu zahlen„

hilfsweise,
,

die Beklagte zu verurteilen, zu unterlassen, für

11/1957 und die folgenden Quartale die Grundsätze der
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Honorarverteilung der KV Hessen, gültig ab 1,10„1956

bzw, vom 7,901957 bzw° 31,5„1958 zur Anwendung zu

bringen°

Das SG hat die Klage abgewiesen (Urteil vom 14, November 1958)°

Es hat die Berufung als zulässig angesehen, wie sich aus der

Rechtsmittelbelehrung ergibt°

Die Berufung des Klägers wurde vom Landessozialgericht (LSG)

als zulässig, jedoch als unbegründet angesehen (Urteil vom

26, Mai 1959)° Auf die Revision des Klägers hob das Bundes—

sozialgerieht (BSG) das Urteil des LSG auf und verwies den

Rechtsstreit zu neuer Verhandlung und Entscheidung an das

LSG zurück, weil ein Landessozialrichter an der angefochte—

nen Entscheidung mitgewirkt hatte, der von der Ausübung des

iichtoramts kraft Gesetzes ausgescllossen gewesen war (Ur—

teil vom 25° September 1962)° In den Urteilsgründen hatte
das BSG darauf hingewiesen, das LSG werde, wenn es zu einer

Untseheidung in der Sache selbst komme, zu prüfen haben, ob

die Revision — entgegen seiner Entscheidung im aufgehobenen

Urteil — zuzulassen sei,

In der erneuten Verhandlung vor dem LSG hat der Kläger

beantragt,

1, das Urteil des SG Frankfurt (M) vom 14, November
1958, den Widerspruchsbeseheid vom 12° Februar 1958

aufzuheben und den Honorarkürzvngsbescheid für 11/1957

dahin abzuändern, daß an den Kläger 847,30 Preugo—Mark

nachgezahlt werden,

2° festzustellen, daß die Beklagte nicht berechtigt ist,

bei der Honorarabrechnung ab 1„ Juli 1957 die Grund—
sätze der Honorarverteilung der KV Hessen in der ab

1, Oktober 1956 geltenden Fassung anzuwenden°
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Das LSG hat nunmehr die Berufung als unzulässig verworfen;

die Revision wurde nicht zugelassen (Urteil vom 4° September

1963), Das LSG ist davon ausgegangen, der Berufungsantrag

zu 1) betreffe den Honoraranspruch für 11/1957, somit einen

Anspruch auf wiederkehrende Leistungen für einen Zeitraum

bis zu drei Monaten° Wegen eines solchen Anspruchs sei die

Berufung nicht Zulässig (@ 144 Abs° 1 Nr° 2 des Sozial—
gerichtsgesetzes — SGG —)„ Dies festzustellen, sei das Be—

rufungsgericht auch nicht durch den Hinweis des BSG in den

Gründen seines Urteils gehindert, das LSG werde die Zulas—

sung der Revisi0n zu prüfen haben, wenn es zu einer Entschei—

dung in der Sache selbst komme, — Der Eerufungsentra; zu 27

— auf Feststellung der ”ichtigkeit der vom 1. Oktober 1956

an geltenden Grundsätze der Honorarverte lung gerichtet —
habe gegenüber dem Terufungsantrag zu 1) keine selbständige

Bedeutung, Außerdem bezwecke er eine abet akte Üorneakon—

trelle, die im Verfahren vor den ‘erichten der Sozialgerici.s

barkeit unzulässig sei,

Gegen dieses Urteil net der Kläger Revision eingelegt mit

dem Antrag,

unter Abänderung des angefochtenen Urteils

10 den Honorarkürzungsbes0heid für das 2, Quartal

1957 dahin abzuündern, daß an den Kläger

847,30 Preugo—Hark nachgezahlt werden;

20 feszustellen, daß die Beklagte nicht berechtigt

ist, bei der Honorarubrechnung ab 1, Juli 1957

die Grundsätze der Honorarverteilung der KV Hessen

in der ab 1, Oktober 1956 geltenden Fassung anzu—

wenden!

Er hat gerügt, das LSG habe zu Unrecht die Berufung als

unzulässig verworfen, anstatt eine Entscheidung in der Suche

elbst zu treffen: Das LSG habe in seiner ersten Entscheidung

(Urteil vom 260 Mai 1959) die Berufung als zulässig angeseheno
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An diese Beurteilung sei das Berufungsgericht bei seiner

neuen Verhandlung und Entscheidung gebunden, wenn nicht be—

sondere Umstünde — die hier nicht ersichtlich seien — eine

andere Beurteilung rechtfertigten° — Auch durch das den

Rechtsstreit zurückverwcisende Urteil des BSG sei das LSG
Zu einer Entscheidung in der Sache selbst verpflichtet wor—

den° — Zu Unrecht habe das LSG schließlich angenommen, es

handele sich einerseits um einen Honoraranspruch für 11/1957,

andererseits um eine abstrakte Normenkontrollklage° Wie das

Klagcvorbringen erkennen lasse, sei das Ziel der ilage darauf

gerichtet, ein unverkürztes Honorar nicht nur für den ibrceh—

nungszeitraxm 11/1957, sondern auch für die späteren Abrech—

nungsperioden zu erstreiten, soweit sie einer ”Honorarbegren—

zung” nach den vom 1° Oktober 1956 an gültizen “Grundsätzen

der Honorarverteilung" unterzogen worden scieno Demnach

greife der Berufungsausschließungsgrund des % 144 Abs° 1 Nr° 2

SGG nicht durch°

Die beklagte (ÄV hat beantragt,

die Revision als unzulässig zu verweri‘en°

Sie hält es zum mindesten für zweifelhaft, ob das LSG an die

in seiner ersten Entscheidung getroffene Beurteilung der Zu—

lässigkeit der Berufung gebunden gewesen sei° — Durch das

zurückverweisende Urteil des BSG sei das LSG sicher nicht da—

ran gehindert werden, die Zulässigkeit der Berufung anders als

bei seiner ersten Entscheidung zu beurteilen° Der Hinweis in

den Urteilsgründen: ”Kommt es zu einer Entscheidung in der S&—

che selbst o„„”, könnte sogar als Ausdruck des Zweifels ver—
standen werden, ob das ESG überhaupt zu einer Sachentscheidung

befugt sei„— Zutreffend habe das LSG angenommen, daß ein

Zahlungsanspruch nur wegen des Abrechnungszeitraums 11/1957

geltend gemacht sei und im übrigen eine aus prinzipiellen

Gründen im Interesse seiner Kollegen erhobene Klage auf Fest—

stellung der Nichtigkeit von Normen vorliege° — Die beklagte
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KÄV hat aber eingeräumt, daß die Honorsranforderungen des

Klägers für 1111/1957, 11/1958, III/1958 und 1/1959 einer
”Honorurbcgrenzung“ nach den "Grundsätzen der Honorarver—

teilung“ unterzogen werden seien°

Die Revision ist begründet° Zu Unrecht hat das LSG durch

Prozeßurteil die Berufung als unzulässig verworfen, anstatt

in der Sache selbst zu entscheiden°

Allerdings war das LSG nicht, wie dic.Revision meint, schon

deshalb zu einer Entscheidung in der Suche selbst verpflich—

tet,weil es in seiner ersten-— später vom BSG aufgehobenen —
Entscheidung davon ausgegangen ist, daß die Berufung zuläs—

sig ist, Mit der Aufhebung seines Urteils und der Zurück—

verweisung des Rechtsstreits zur neuen Verhandlung und Ent—

scheidung hatte das LSG — bis auf die sich aus 5 170 Abs° 4

SGG ergebende Bindung — seine volle Freiheit wiedergewohnen

(RG vom 29, Seytember 1940 in Üerneyer, Rechtspr„ d° RG 1941

Nr° 2 SO 5, 8; Rosenberg, Lehrbad„Dtsch„Zivilyrozeßrcchts,

90 Aufl„, 5 143 III 1 b, S, 716)°

Wohl aber hatte das LSG die rechtliche Beurteilung, die der

Aufhebung seines Urteils zugrunde gelegt ist? auch seiner

Entscheidung zugrunde zu legen (@ 170 Abs° 4 SSG), Zwar

bringt dies 5 170 Abs, 4 SGG nicht so klar zum Ausdruck, wie

5 565 Abs, 2 der Zivilprozeßordnung (ZPO)° Wie der erkennen—

de Senat in seiner Entscheidung vom 28, September 1961 (BSG

“15, 127, 129 f) näher dargelegt hat, kann jedoch dieser Un—
terschied in der Wortfassung nicht zu einer anderen Beurtei—

lung der Bindung des Untergcrichts an die Entscheidung des

Revisionsgerichts führen° Demnach besteht eine Bindung des

Berufungsgerichts an die im zurückverweisenden Urteil ent—

haltene "rechtliche Beurteilung des Revisionsgerichts" (@ 170

Abs° 4 SGG) nur insoweit, als diese zur Aufhebung des Urteils

geführt hat° Das Berufungsgericht darf die vom Revisions—

gericht gerügten Fehler, die zur Aufhebung geführt haben,

nicht wiederholen, ist aber im übrigen in seiner Entscheidung

frei„
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Das Urteil des LSG vom 260 Mai 1959 wurde allein deswegen

aufgehoben, weil ein Landessozialrichter an der Entschei—

dung mitgewirkt hatte, der von der Ausübung des Richteramts

kraft Gesetzes ausgeschlossen gewesen war° Nur insoweit

war deshalb das LSG bei seiner neuen Verhandlung und Ent—

scheidung gebunden° Über die Frage der Zulässigkeit der

Berufung hatte das BSG überhaupt nicht entschieden° Der

beklagten KÄV ist zuzustimmen, wenn sie den Hinweis des BSG

auf Prüfung der Zulassungsnotwendigkeit, eingeleitet mit den

Worten: "Kommt es zu einer Entscheidung in der Sache selbst

Do,", dahin versteht, daß damit dem LSG nahegelegt werden

sollte, seine bisher nicht begründete und nicht zweifels—

freie Annahme, die Berufung sei zulässig, einer genaueren

Prüfung zu unterziehen° Das LSG war somit berechtigt und

verpflichtet, die Frage der Zulässigkeit der Berufung un—
gehindert durch sein eigenes früheres Urteil und das des

BSG selbständig zu prüfen und hiernach seine Entscheidung

zu treffen°

Bei dieser Entscheidung hat das LSG aber das im Berufungs—

verfahren aufrecht erhaltene Klageziel unrichtig gewürdigt°

Der Kläger will, wie sein Vorbringen in allen Instanzen

zeigt, nicht nur in gingm Vierteljahr — 11/1957 —‚ sondern
auch in den späteren Abrechnungszeiträumen, bei denen seine

Honoraranforderung einer "Honorarbegrenzung" nach den vom

1, Oktober 1956 an gültigen Grundsätzen der Honorarverteilung

unterzogen ist, von dieser Honorarbegrenzung freigestellt
sei■ und ein ungekürztes Honorar erhalten, Das ist bei ver—
ständiger Würdigung des ”vom Kläger erhobenen Anspruchs"

(@ 125 SGG) der Sinn des Klagebegehrens. Daß der Kläger das

Abrechnungsvierteljahr 11/1957 besonders genannt und im übri—

gen einen Feststellungsantrag gestellt hat, erklärt sich da—

raus, daß bei Klageerhebung erst ein Kürzungsbescheid — näm—
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lich der für lI/1957 — verlag° Beide.Berufungsenträge

die auf lI/1957 bezogene Aufhebungs— und err»ilicnttnfM

klege und die allgemein gehaltene Feststellung sklege —
müssen ech im Ztms wxenhang gewürdigt und dahin ver—

standen \erden‚ daß der Kläger seine eigene Besehwer,

so weit sie auf der Honorerbegrenzung beruht, geltend me—
ehen will° Dem steht nicht entg eeen, daß der Kläger wäh—

rend des Rechtsstreits betont h t, er habe in erster Li—

nie aus prinzipiellen Gründen und im Interese seiner

Kollegen Klage erhoben° Damit hat der Kläger nur seine.

Kotivc für die Kleg eerhebung der elegt, die im übrigen

nicht ausschliefen, daß er auch seine eigenen Interessen

verfelg‚„ Der ”vom Kläger erhobene A spruch" ist von den

fotiven der Klageerhebung unebhüne ig und wird durch das

Tle ;evorbrin;en eestim m ,
mit dem der Kl“;er im vorlie—

enden Fell gentgend deutlich zu erkennen gegeben hat,

den er Abhilfe für seine eigene besehwer begehrt°"Ö

Bei dies er Sachlage sind auch die in den Berufungsenträ—

gen nicht ausdrücklich genennten Honorerebrecbnungen .L.Cl

11/1957, soweit sie einer ""onororbe ;‘renzens nnterzc;en

sind, Gegenstand des Verfe nrens° Der Sonst hat bezeits

in entsprechender Anwendung des "dem Vertrauensschuts

der Frozeßökonenie dienenden" @ 96 SGG euegeesproehen‚ de.

auch die nach Klegeerhebung in.lnsehluß an den angefochte—

nen Eescheid in gleicher Üeise berechneten weiteren Ko—

norérbesehcide .eg ;er ste nd des ericrtlichen Verf ahrens

sin*‚ wenn sie auf Grund desselben RechtsW rM1ltniss

ergengen sind und unter Aufreehtcrhaltung des vom Kläger

beenetendeten Rechtsstandpunkts den von ihm urspri‚e glicn

angefochtenen Bescheid insofern ergänzen9 als sie seine
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Honoraransprüche im Anschluß an den Erstbescheid für die
spätere Zeit regeln (Urteil vbm 24° November 1960 - 6 RKa

3/59 — in SozR % 96 Bl„ Da 5 Nr„ 14)„ Diese Voraussetzun—

gen sind auch im vorliegenden Fall gegeben° Es wäre ange—

sichts des Prozeßverhaltens beider Beteiligten, die klar

zu erkennen gegeben haben, daß sie an ihren zunächst bei

der Honorarabrechnung für 11/1957 dargelegten, einander

widerstreitenden Rechtsauffassungen auch für die Folgezeit

festhalten, ein — mit unnötiger Belastung der Beteiligten

und der Gerichte verbundener — leerer Formalismus, wenn die

Beteiligten bei den späteren Honorarebrechnunge■, soweit sie

einer Hono*arbegrenzung unterzogen sind, genötigt gewesen

wären‚ ihren Rechtsstandpunht in sich ständig wiederholenden

Widerspruchsverfahren und Prozessen zu bekräftigen„ Dies

gilt auch dann, wenn sich — wie im vorliegenden Fall — der

umstrittene Rechtsstandpunkt nur bei einem Teil der Abrech—

nungsbescheide auswirkt; denn die Abrechnungsbescheide, die

Gegenstand des gerichtlichen Verfahrens geworden sind, liegen

zweifelsfrei fest, auch wenn sie nicht ausdrücklich genannt

sind°

Demnach betrifft der vorliegende Rechtsstreit nicht nur
11/19579 sondern auch die späteren Honorerabrechnungen des

Klägers‚ soweit sie einer Honorarbegrenzung unterzogen sindo

Deshalb greift hier nicht @ 144 Abs„ 1 Nr° 2 SGG, sondern

die Regel des 5 143 SGG Platz° Die Berufung ist zulässig„

Demnach muß das angefochtene Urteil aufgehoben und der

Rechtsstreit zu neuer Verhandlung und Entscheidung an das

LSG zurückverwiesen werden° Dabei wird das LSG darauf hin—

zuwirken haben (vgl° @ 106 SGG), daß der Klageantrag nach

...1o-
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dem Prozeßstand im Zeitpunkt der letzten mündlichen Ver—

handlung klargestellt und auch ausdrücklich auf die um—

strittenen Abrechnungsvierteljahre bezogen wird° Die Kosten—

entscheidung bleibt dem Urteil des LSG vorbehalten„
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